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1. Kapitel

Einleitung

Arbeit auf Abruf  – dieses gesetzliche Instrument der bedarfsabhängigen, 
flexiblen Arbeitszeitgestaltung blickt auf eine mittlerweile 38-jährige be-
wegte Entwicklungsgeschichte zurück. Diese Arbeitsform, bei der die Ar-
beitsleistung entsprechend dem Arbeitsanfall zu erbringen ist, nahm ihren 
Anfang im Jahr 1985 und somit zu einer Zeit, als die Arbeitslosenzahl in der 
Bundesrepublik Deutschland bedingt durch eine Wirtschaftskrise einen 
Höchststand erreicht hatte.1 Die Politik sah sich aus diesem Grund dazu ver-
anlasst, durch Flexibilisierung des Arbeitsmarktes alternative Erwerbsformen 
zu fördern und dadurch neue Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaffen.2 Als 
Teil  einer politischen Gesamtstrategie3 trat 1985 das Beschäftigungsförde-
rungsgesetz (BeschFG) in Kraft4, in dem die Arbeit auf Abruf erstmals ge-
setzlich normiert wurde.5

Die damals einsetzende Phase der Deregulierung und Flexibilisierung6 
dauert bis heute an. Mehr denn je liegt der Fokus der modernen Arbeitswelt 
auf der Flexibilisierung von Arbeitsbedingungen, insbesondere der Arbeits-
zeit.7 Für Arbeitgeber8 wird es im Hinblick auf die Wettbewerbsfähigkeit 
immer wichtiger, den Personaleinsatz unter Berücksichtigung der Arbeits- 
und Kosteneffizienz passgenau steuern und damit auch flexibel auf Kunden-

1  Bpb, Arbeitslose und Arbeitslosenquote 1980 bis 2021; Destatis, Registrierte 
Arbeitslose und Arbeitslosenquote nach Gebietsstand; Bach/Brinkmann u. a., MittAB 
4/83, S. 325; Röbenack, Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Deutschland; Bergwitz, 
NZA 2011, 964; Hromadka, NZA-Beil. 2012, 25; Preis, RdA 2019, 75 (82 f.); vgl. 
Keller/Seifert, Regulierung atypischer Beschäftigungsverhältnisse, S. 233.

2  Hierzu ausführl.: Oschmiansky, Das Normalarbeitsverhältnis; vgl. Kress, MittAB 
3/98, S. 493.

3  BT-Drucks. 10/2102, S. 1.
4  Vgl. BGBl. I 1985 Nr. 21, S. 710–717.
5  Anm.: Damals in § 4 BeschFG [„Anpassung der Arbeitszeit an den Arbeitsfall“], 

seit 2001 in § 12 TzBfG [„Arbeit auf Abruf“].
6  Vgl. Oschmiansky, Das Normalarbeitsverhältnis.
7  Vgl. etwa BMAS, Grünbuch (2015), S. 18 ff.; BMAS, Weißbuch (2016), S. 73 ff.; 

DGB, arbeitsmarkt aktuell, 6/2016, S. 1 ff. 
8  Anm.: Gemeint sind stets alle Geschlechter. Aus Gründen der besseren Lesbar-

keit wird an dieser Stelle und nachfolgend ausschließlich die männliche Form ver-
wendet.
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wünsche reagieren zu können.9 Zwar ist auch der Arbeitnehmer zunehmend 
an einer flexiblen Einteilung seiner Arbeitszeit interessiert, da private Be-
lange wie Betreuungs- bzw. Pflegeaufgaben oder auch sonstige außerberuf
liche Tätigkeiten einen immer wichtigeren Stellenwert in der individuellen 
Lebensplanung einnehmen.10 Allerdings stehen für den Arbeitnehmer nach 
wie vor eine zeitliche und finanzielle Sicherheit und Planbarkeit des beruf
lichen sowie privaten Lebens im Vordergrund.11

Auch 38 Jahre nach ihrer erstmaligen gesetzlichen Normierung trifft die 
Arbeit auf Abruf mit dem ihr innewohnenden Flexibilisierungspotenzial den 
Zeitgeist der modernen Arbeitswelt – zumindest aus Sicht des Arbeitgebers. 
Im Kern handelt es sich bei der mittlerweile in § 12 Teilzeit- und Befris-
tungsgesetz (TzBfG) geregelten Arbeit auf Abruf um eine vornehmlich im 
Interesse des Arbeitgebers liegende12 Arbeitsvertragsgestaltung, bei der der 
Arbeitgeber die Lage und in einem gewissen Umfang auch die Dauer der 
Arbeitszeit einseitig festlegen kann. Nach einer Auswertung des Instituts 
Arbeit und Qualifikation (IAQ) aus dem Jahr 2019 gaben im Jahr 2017 etwa 
4,9 Prozent der abhängig Beschäftigten und somit rund 1,7 Millionen Men-
schen in Deutschland an, Arbeit auf Abruf auszuüben.13 Zu einem fast iden-
tischen Ergebnis kam im Jahr 2018 bereits das Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB), das die Verbreitung von Arbeit auf Abruf im Jahr 
2016 untersucht hatte. Besonders verbreitet ist Arbeit auf Abruf danach in 
geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen (sog. Minijobs), wo 12 Prozent 
der Beschäftigten angaben, auf Abruf tätig zu sein.14 Dementsprechend häu-
fig kommt Arbeit auf Abruf im Rahmen von Aushilfstätigkeiten vor.15 Be-
troffene Branchen sind insbesondere das Hotel- und Gaststättengewerbe so-
wie die Landwirtschaft.16

9  Vgl. Hank/Stegmaier, IAB-Kurzbericht 14/2018, S. 1; BMAS, Weißbuch (2016), 
S. 73 ff.

10  BMAS, Weißbuch (2016), S. 73 ff.; vgl. Raif/Nann, GWR 2016, 221 (223).
11  Vgl. Schult/Tobsch, SOEPpapers 485/2012, S. 3, 24; Dütz/Thüsing, § 1 Rn. 2; 

Wisskirchen/Bissels, NZA-Beil. 2006, 24.
12  Vgl. BT-Drucks. 10/2102, S. 25.
13  Jaehrling/Kalina, IAQ-Report 3/2019, S. 10 [Studie beruhte auf Daten des So-

zio-oekonomischen Panels (SOEP), einer repräsentativen Längsschnittbefragung von 
rund 25.000 Personen.].

14  Hank/Stegmaier, IAB-Kurzbericht 14/2018, S. 1 ff. [Studie beruhte ebenfalls auf 
Daten des SOEP.]; s. auch Uffmann/Kredig, NZA 2020, 137. 

15  S.  Jaehrling/Kalina, IAQ-Report 3/2019, S. 11; Hank/Stegmaier, IAB-Kurzbe-
richt 14/2018, S. 8. 

16  Jaehrling/Kalina, IAQ-Report 3/2019, S. 2; Hank/Stegmaier, IAB-Kurzbericht 
14/2018, S. 1 ff.
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Bei der Arbeit auf Abruf handelt es sich seit jeher um eine polarisierende 
Arbeitsform im Spannungsverhältnis zwischen Flexibilisierung der Arbeits-
zeit und Schutz der Arbeitnehmerrechte. Bereits im Zuge der erstmaligen 
gesetzlichen Normierung im Jahr 1985 wurde der gesetzgeberische Auftrag 
erkannt, einen gesetzlichen Rahmen für eine sozial vertretbare Gestaltung 
dieser überwiegend im Arbeitgeberinteresse liegenden Arbeitsvertragsgestal-
tung zu schaffen, um eine einseitige Belastung des Arbeitnehmers zu verhin-
dern.17 Der Gesetzgeber hat dementsprechend die freie Gestaltung derartiger 
Arbeitsverträge zum Schutz des Arbeitnehmers durch die Verankerung ge-
setzlicher Mindestanforderungen in § 4 BeschFG – mittlerweile § 12 TzBfG – 
eingeschränkt18 und diese im Laufe der Jahre einer stetigen Prüfung und 
Anpassung unterzogen. Eine wesentliche Anpassung des § 12 TzBfG  – die 
insgesamt drei Gesetzesänderungen beinhaltete – erfolgte mit Wirkung zum 
1. Januar 2019. 

Alle drei Gesetzesänderungen zielten darauf ab, den Abrufarbeitnehmern 
mehr Sicherheit in Bezug auf ihre Planung und ihr Einkommen zu verschaf-
fen. Vertreter der Arbeitgeberseite bezeichneten die Änderungen als Eingriff 
in die Gestaltungsmöglichkeit von Abrufarbeitsverhältnissen und als unver-
einbar mit den Anforderungen an eine flexible Arbeitsvertragsgestaltung.19 
Die Arbeitnehmervertreter hingegen begrüßten zwar das Bemühen des Ge-
setzgebers, den Arbeitnehmerschutz im Rahmen von Abrufarbeitsverhältnis-
sen verbessern zu wollen. Nichtsdestotrotz ließen sie keinen Zweifel daran, 
sich auch zukünftig für eine weitgehende Beschränkung und mittelfristige 
Abschaffung der Arbeit auf Abruf stark machen zu wollen.20

Im Folgenden soll der Versuch unternommen werden, das Bedürfnis eines 
Arbeitnehmerschutzes im Allgemeinen und die daraus resultierenden staat
lichen Schutzpflichten im Bereich des Arbeitsrechts herauszuarbeiten (siehe 
hierzu nachfolgend 2.  Kapitel). Anschließend soll die Arbeit auf Abruf im 
Sinne des § 12 TzBfG hinsichtlich ihrer wesentlichen Merkmale, des beson-
deren Schutzbedürfnisses des Abrufarbeitnehmers und der Entstehungsge-
schichte der Norm einer eingehenden Analyse unterworfen werden (siehe 
hierzu nachfolgend 3. Kapitel). Auf Grundlage der in den vorangegangenen 
zwei Kapiteln gewonnenen Erkenntnisse soll sodann untersucht werden, in-
wiefern der Gesetzgeber durch die zum 1.  Januar 2019 in Kraft getretene 
Gesetzesreform im Rahmen des § 12 TzBfG seiner staatlichen Schutzpflicht 
nachgekommen ist, die strukturelle Unterlegenheit des Abrufarbeitnehmers 

17  BT-Drucks. 10/2102, S. 25.
18  Etwa ErfK-Preis, TzBfG, § 12 Rn. 3; Meinel/Heyn/Herms-Heyn, TzBfG, § 12 

Rn. 3.
19  BDA, Stellungnahme zum Referentenentwurf – Brückenteilzeit, S. 2.
20  DGB, Stellungnahme zum Referentenentwurf – Brückenteilzeit, S. 7 f.


